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U r t e i l

in dem Rechtsstreit
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Klägerin und Revisionsklägerin,

Prozeßbevollmächtigter: °.‚„‚.„„o.o„„„.„.o„°„.‚.°‚

g e g e n

00°'°°ßuooqnoooacc-oe.aoeonocooacoooaanooooooosoool)

Beklagter und Revisionsbcklagtcr,

Prozeßbevollmächtigte: °.„.„„„.„.„°g°„.„.°„„„„„„7

beigelaggn:

°00'0'Qo0noanoooo.o.euooneoooe.ooooooounooaoaooaoo,

Prozeßbevollmächtigter: °.°„„.‚.„„q;„„;.‚„qoo„„o‚o„

Der 6; Senat des Bundessozialgerichts hat ohne

mündliche Verhandlung am 24° Januar 1974 durch den

„Vorsitzenden Richter Dr° L a n g k e i t 7
die

Richter Dr° S c h m i t t und Dr° H c i n z e

und die ehrenamtlichen Richter Dr„ S i n g o r
und T e r v o o r e n für Recht erkannt:
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Auf die Revision der Klägerin werden die Urteile des

Landessozialge*iehts Niedersachsen vom 8° Dezember 1971

und des Sozialgerichts Hannover vom 14° Dezember 1966

aufgehoben°

Das Landesschiedsamt Niedersachsen für die kassenzahn—

ärztliche Versorgung wird unter Änderung seines Be—

schlusses vom 80 August 1962 verurteilt, im Gesamt—

vertrag zwischen der Klägerin und der Beigeledenen für

das Jahr 1962 Gebühren für zahnprothetisehe Leistungen
\iestzusetzen°

Außergeriehtliehe Kosten sind nicht zu erstatten°

w-—___-..

Die Beteiligten streiten darüber, ob das Landesschiedsämt

(LSehA) Gebühren für herausnehmbaren Zahnersatz (Prothetik)

festzusetzen hat°

Mit Beschluß vom 8° August 1962 setzte das LSChA uoa„
zwischen der beigeladenen Kassenzahnärztliehen Vereinigung
(KZÄV) Niedersachsen und der Allgemeinen Ortskrankenkasse
(AOK) Hannover einen Gesemtvertrag für das Jahr 1962 fest,

nachdem der bis zum 51° Dezember 1961 geltende gekündigt

werden war„ Die Vergütung für hereusnehmbaren Zahnersatz

zu regeln, lehnte das LSChA ab; weil die Prothetik-nieht

zur kasscnzahnärztliehen Versorgung gehöre und daher nicht
„”sehiedsamtsiähig” sein

Gegen den Sehiedssprueh erhob die AOK Klage beim Sozial—
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gericht (SG) Hannover und verfolgte u„.a° auch ihren
Antrag auf Festsetzung der Gebühren für prothetische

Leistungen weitere Die Klage blieb erfolglos (Urteil

'vom 44 Dezember 4966) Die Berufung der Klägerin
Ihat das Landessozialgericht (LSG) Nieders achs

zurückgewiesen (Urteil vom 8 Dezemb01
4974):0

Die

Versorgung mit herausnehmbarem Zahnersatz gehöre

nicht zu dem Teil der kassenärztlichen V91sorgung‚

für den die Krankenkasse nach % 368 f Abs° 4 Satz 4
der Reichsversich0rungsordnung 'RVO) mit be—
freiender Wirkung & ne Ges amtvergütung an die KZÄV

zu entrichten habe; sie werde nach der Regelung des

Erlasses des Reichsarbeitsministers vom 2, November

4945 betr° Verbesserungen in der gesetzli.chen

'Krankenve1 Sicherung, zu Abschn° I Nr„ 4 (AN 4C45,

485) "1°V°m° Nr° 4 der Sozialversieherungsano1dnung
1Nro'50 vom 50 Dezember 4947 (ArbBl für die

britische Zone 4947, 425) nicht als Saehleistung

gewährt° Da über Zahnersatz Gesamtverträge nach
% 568 g RVO nicht abzuschließen seien, könne auch

das Sehiedsamt sie nicht £estsetzen„ Das LSG hat
die Revision gegen das Urteil zugelassene

Die Klägerin rügt mit der Revision die unrichtige
Anwendung des 5 568 h EVO° Die Voraussetzungen für

die Festsetzung eines Gebührentarifes seien nach
@ 4 Abs° 4 des Prothetik—Vertrages vom 44° Juni

49 (sog Alsbaeher Abkommen —AlsboAbko— LECK 4949,

.
23 473 gegeben‚ weil insoweit ein v'ertrng über die

kasscnzahnärztliche Versorgung nicht zustande

gekommen sei° Daraus folge die Pflicht de3’

Beklagten zum Tätigwerden° Die zahnprothetisehe
Versorgung müsse durch Gesamtverträge und ggf„

durch Sehiedsspruch geregelt werden, auch wenn
sie wegen ihres Zusehußcharakters nicht mit der

I\O
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Gesamtvergütung abgegolten_werden könne„ Dies besage

auch die sich aus 5 568 @ Abs° 4 EVO ergebende Verweisung

auf 8 568 p Abs, 4 RVO„

Die Klägerin beantragt,

das Urteil des Landessozialgerichts Niedersachsen

vom 8° Dezember 4974 sowie das Urteil des Sozial-

gerichtS Hannover vom 44° Dezember 4966>aufzuheben

und das beklagte Landesschiedsamt zu verurteilen,

im Rahmen des für 4962 festgesetzten Gesamt—
vertreges die Vergütung für herau5nehmbaren Zehn—

ersatz zu regeln°

Das beklagte LSChA und die Beigeladene beantragen,

die Revision zurückzuweisen°

„alten das angefochtene Urteil für richtig°U
)

}.
.1 .

C

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne

mündliche Verhandlung einverstanden erklärt (% 424 Abs° 2

des Sozialgerichtsgesotzes —SGG—)o

Die Revision der Klägerin hatte Erfolg° Das beklagte
‚—4chhA war verpflichtet, Prothetik—Gebühren festzusetzena

'h 5 568 Abs° 2 EVO umfaßt die kassenärztliche Ver—

‘gung die ärztli he Behandlung, Zu ihr gehört, wie

68 Abs, 2 Satz 2 BVD ausdrücklich hervorhebt, die Ver—

-soigung mitZahnersatz° Wenn auch das Gesetz diesen Hort—

laut erst durch % 85 Nrn° 40 und 44 des Gesetzes über die

"'#le

0

0
}4

C
S

C
U

)

‘5
\»

Krankenversieherung der Landwirte vom 40. August 4972

—KYLG—{BGBl I 4455) erhalten hat, so hat die Neufa.sung

doeh keine‘inheltliche Änderung der Vorschrift bewirkt,

..5..
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sondern nur der Klarstellung einer bereits vorhan—

denen Rechtslage gedient° Das ergibt sich einer—

seits deutlich aus der Entstehungsgeschichte des

KVLC—°Die Neufassung geht auf einen Eeschlu? des

10° Ausschusses für Arbeit und Sezialordnung —
Nr„ 54 a zu 5 75

des Gesetzentwurfs (BT—Drucksc

VI/5508) — zurück; der schriftliche Bericht des
Ausschusses weist.zur Begründung darauf hin, daß

die Neufassung der Verdeutlichung dient: ”Die

Einfügung o.. soll °.o klarstellen °„„" (Deutscher

Bundestag, 60 Wahlperiode‚ 33 Drucks° VI/5508, zu.
Nr° 54 a, S° 12)„

Zum anderen hat der Senat bereits in dem Urteil

vom 20„ Juni 4966 (BSG 25, 146) des näheren dar-

gelegt‚ daß schon zum damaligen Zeitpunkt — ins—

besondere auch für das im vorliegenden Prozeß

streitige Jahr 1962 — die Versorgung mit Zahn—

ersatz zum Bereich der kassenärztlichen Versorgung

gehörte° Diese rechtliche Zuordnung ergibt sich

daraus, daß bei der Ausstattung mit Za1nersatz die
eigentliche zahnärztliche‘lätigkeit vor und nach

der Herstellung des Ersatzstüekes nur auf der
„Grundlage medizinisch—wissenschaftlicher Erkennté

nissc möglich ist und sich deutliCh von der hand—
werklich—technischen Fertigung des Zahnersatz—
stückes abhebt° Damit ist sie “zahnärztliche

Behandlung“ LS° des % 568 Abs° 2 Satz @ EVO° Da
diese Tätigkeit des Zahnarztes bei der einheit—

lichen, komplexen Gesamtleistung der Versorgung

mit Zahnersatz im Vordergrund steht und ihr das
Gepräge gibt, gehört diese zur kassenzahnärztlichen

Versorgung i„S° der genannten Vorschrift {ESG

25, 146, 148)°

Aueh die Parteien des Bundesmantelvertrages—Zahn—
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ärzte vom 2[: Mai 1962 —BMV—Z 4962— (Wieglow—Roth, Die

Kassenarztgebühren, 5° Aufl° 4972, So 269) haben bereits

damals zutreffend die Verordnung von Zahnersatz zur

kassenzahnärztlichen Versorgung gerechnet (% 2 Abs° 1

Satz 2 BHV—Z1962)° Wenn in dem Vertrag lediglich von
der Verordnung von Zahnersatz die Rede ist, so ist das

ohne eigenständige Bedeutung, weil die Verordnungs-

tätigkeit kein selbständiges, abtrennbares Teilgebiet

d r Prothetik darstellt (BSG 55, 105, 407)0‚Die Ver—

sor*ung mit Zahnersatz bildet Vielmehr, wie bereits

ausgeführt, eine einheitliche Gesamtleistung mit

Schwer7ewieht auf der zahnärztlichen Tätigkeit {BSG 25,

446‚ 119)°

Daß die Versorgung mit Zahnersatz zur kassenzahnärzt—

lichen Versorgung gehört, wird weiterhin durch die

Gestaltung der Richtlinienkompetonz der Bundesaussehüsse

bestätigt° Die Richtlinien bilden im Verein mit den

gesetzlichen Vers hriften den Rahmen für die zwischen
den Kassenärztlichen Vereinigungen und den Krankenkassen

sowie ihren Verbänden abzuschließenden sehriftliChen Ver-

568 g Abso 4 RVG), insbesondere die über die
kassenznhnärztliehe Versorgung zu schließenden Gesamt—

verträge {@ 568 g Abs„ 2 und 5 RVG)° Dänit stellt das
tz die Verbindung zu 5 368 p EVO hero In dieser

Vorschrift werden die Aufgaben der Bundesaussehüsse fest—

gelegt, und dazu besagt % 568 p Abs° 4 RVG ausdrücklich‚
ddß Richtlinien uoa„ über die Versorgung mit Zahnersatz

zu beschließen sind° Dementsprechend enthält % 14 Abs„ ?
EMV_Z 1962 die Verpflichtung„ die beschlossenen Richt-

linien zu beachteno

v‚‘>
\träge {b

Gese

.:

In diesem Zusammenhang mag im übrigen nicht unerwähnt

bleiben‚ daß auch der Entwurf eines Gesetzes zur
Neuregelung des Rechts der sozialen Krankenversieherung

{Deutscher Hundestug7 4° Wahlperiode, Drucken lV/S■6) in.
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5 580 Abs, 2 die ”Eingliederung von notwendigen
Zahnersatz” zur kassenzahnärztlichen Versorgung

zählte, Wenn dieser Entwurf auch keine Gesetzes—

kraft erlangt hat, so läßt sich doch daraus ioV°m°

der dargestellten Entwicklung ersehen, daß bereits

seit langem die Zugehörigkeit der Versorgung mit

Zahnersatz zur kassenärztlichen Versorgung im

Grunde nicht zweifelhaft sein konnte°

VAus der Einbeziehung der Prothetik—Leistungen in die
kassenzahnärztliche Versorgung folgt, daß sie durch

Verträge zu regeln sind (@ 568 g RVO)° Die in

% 568 g Abs° ? RVG aufgestellten Grundsätze

konkretisieren die vom Gesetz dem Zusammenwirken

der Ärzte, Zahnärzte und Krankenkassen übertragene

Aufgabe, ihre Beziehungen eigenverantwertlich

zu regeln und die ärztliche Versorgung der Ver—.

sicherten und deren Angehörigen sieherzustellen

{% 568 Abs° 4 EVO; vgl° BSG 20, 75, 84)0 Wenn dafür
gesa■tvertragliche Regelungen vorgesehen und er—

forderlich sind (% 568 g Abs° 2 Satz 1 RVG), so
kann die Zahnprothetik als wesentlicher Teil der

kassenärztlichen Versorgung davon nicht ausge—
nommen bleiben, zumal wenn man berücksichtigt, daß

.die Versorgung mit Zahnersatz Regelleistung into

Auf Grund des Erlasses des Reichsarbeitsministcrs

vom 2, November 1945 (Verbesserungscrlaß) zu
Abschn° I Nr, 4, wonach die Krankenkassen den

Versicherten zu den Kosten der Versorgung mit Zahn—

ersatz Zuschüsse gewähren oder die gesamten Kosten

übernehmen können, ist die Versorgung mit Zahnersatz
eine Leistung eigener Art mit teilweisor oder

völliger Kostenerstattung (BSG 25, 116, 419; SozR
Nr° 55 zu.ä 482 RVG), Der inhalt des mit gesetzes—
gleicher Wirkung ergangenen (BSG 22, 67, 68) und

‘- 8 —
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nicht aufgehobenen Erlasses muß als geltendes Recht

weiterhin beachtet werden (BSG SozR Nr° 55 zu 5 482

RVO mit_Hachweisen)° Da die Gewährung dieser Leistung

nicht davon abhängt, daß sie durch die Satzung bestimmt.

wird (vgl; 5 479 Abs° 5 RVG), sondern durch den Ver—

bess rungserlaß vorgeschrieben ist, stellt sie eine

Regelleistung i„S„ des % 479 Abs° 4 und 2 RVG der {BSG

22, 67, 68) und ist daher in den Gesamtvertrag aufzu—
nehmen°

Auch die Parteien des EMV—Z 4962 haben die Prothetik—

Leistungen ihrem Wesen nach als zu dem Inhalt des ‘

Gesamtvertrages zu rechnen behandelt; denn sie haben

nicht nur die Verordnung von Zahnersatz in die hassen—

2

BHV—Z 4962), sondern auch die Vereinbarung eines Be—

wertungsmaßstabes für herausnehmbar*n Zahnersatz ver—

A |"

äretliche Versorgung einbezogen (% 2 „bso 4 o

S
‘J +

u N
gesehen {5 26 Abs° 6 EMV—Z 4962), Sie haben damit — wenn

auch zunächst noch in unvollkommener Vei°e — dem Erforder—

nis des 5 568 g Abs° 2 Satz 2 RVO Rechnung getragen,
wonach der allgemeine Inhalt des Gesamtvertrages durch

Bundesmantelverträge — erforderlichenfalls ergänzt durch
Landesmentelvérträge {% 568 g Abs° 2 Satz 5 EVO) —

zu

vereinbaren ist,

Die gesamtvertragliche Regelung der Prothetik—Leistungen

wird entgegen der Meinung des LSG durch 5 568 fv:ib8° 4
Satz 4 RVG nicht ausgeschlossen:) Mean danach für die

kassenzahnärztliche Versorgung die Entrichtung einer

Gesamtvergütung vorgesehen is
, so erfaßt diese nur die

leistungen, die die Krankenkassen als Sachleistungen

schulden QBSG25, 446, 449)„ Die Vers rgung mit Zahnersatz
als Leistung eigener Art gehört nicht dazu(, Der Wortlaut

des 5 568 £ Abs° 4 Satz 4 EVO, der die "gesamte" kassen—
zahnärztliche Versorgung als mit der Gesamtvergütung

I

\O
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kabgegolten ansieht, bringt noch die überholte
Auffassung zum Ausdruck, die die Verordnung von

Zahnersatz nicht zur zahnärztlichen Behandlung und
damit nicht zur kassenzahnärztlichen Versorgung

rechnete° Insoweit muß die Vorschrift einschränkend.

‚dahin verstanden werden, daß mit der Gesamtver—

gütung nur die von der Krankenkasse geschuldeten

Saehleistungen abgegolten werden (BSG 25, 446, 449}°

Ist somit der in $ 568 f EVO verwendete Begriff der

"Gesamtvergütung" nur aus der geschichtlichen Ent—

wicklung zu verstehen, so gilt das gleiche für die
Wahl der Bezeichnung "Gesamtvortrag": Sie diente in

der Vergangenheit (vgla Vertragsordnung vom
50. Dezember 4954, Reichsanzeiger 4954, Nr„ 305)»

zur Unterscheidung vom Einzelarztvortrag, mit dem
‚die einzelnen Ärzte den zwischen den Franlenka sen
und den kassenärztliehen Organisationen abzu—

3chließenden Gesamtverträgen beitraten {hierzu:

'Jant2—Prange, Das gesamte Kassenarztrecht, S„ 44)°

An dieser eingeführten Bezeichnung hat der Gesetz—

geber festgehalten; eine eigenbegriffliche Bedeu—

'tung kommt ihr nach Wegfall der Einzelarztverträgc

(vgl‚ Zulassungsordnung vom 47° Mai 4954, RGBl
I 599) und der Teilnahme der Ärzte an der Rassen—

ärztlichen Versorgung kraft Zulassung (@ 568 a

Abs.) 4 RVG) nicht zu (Heinemann—Liebold, Kassen—

'arztrecht, 4970, 5 568 g RVG, Anm„ 42, S„ I 52 d;

Jantz—.Lrange,«aaog % 568 g RVO, Anm° III 4)°
Solange dah„r der Gesetzgeber die Versorgung mit

Zahnersatz in die kassenzahnärzt1iehe Versorgung
einbezieht, sie jedoch nicht als Sachleistung,
sondern als Leistung eigener Art beibehält, bleibt

die Prothetik—Vergütung zwar außerhalb der Gesamt—

vergütung, ist aber dennoch Teil des Gesamtver—
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trages„

Im übrigen ist darauf hinzuweisen‚ daß die durch Gesamt—

vertrag als Teilgebiet der kassenzahnärztlich.n Versorgung

zu regelnde Versorgung mit Zahnersatz sich keineswegs auf

die Vergütungsfrage beschränkt oder auch nur hiervon ihr

Gepräge erhält° Diese Verengung des Gesichtspunkte mag

sich daraus erklären, daß es im vorliegenden Fall um die

“Sehiedsamtsfähigkeit” der Versorgung mit Zahnersatz geht

und die Sehiedsämter — gestützt auf Bundes— und Landes—

mantelverträge, die den "allgemeinen Inhalt der Gesamt—

verträge" (@ 568 g Abs° 2 Sätze 2 und.5 RVG) bilden —
sich regelmäßig in der Hauptsache auf die Festsetzung der

Vergütung beschränken können° In Ermangelung umfassender

Regelungen durch Bundes— und Landesmantelverträge hat

das Alsbonbk° (vgl° zu dessen Fortdauer als Übergangs—

regelung BSG 25, 446, 419; Urteil von 21° Januar W966 —
6 EHa 19/63 — BozR Nr° 1 zu Arte 4 3 12 des Gesetzes über

Kassenarztrecht —GKAR—)bisher übergangsweise die

Funktion des “allgemeinen Inhalts" von Gesamtverträgen

vrfülltq Schon diese Übergangsregelung zeigt7 daß die

Sicherstellung der kassenzahnärztlichen Versorgung auf

dem Gebiet der Versorgung mit Zahnersatz ein Fragen—

kemplex mit einer Fülle von Einzelthemen ist, von denen

die Regelung der Vergütung nur einen Ausschnitt dar—

stellt° Auch aus diesen.Grund kann daher die Vergütunge-

frage nicht die ihr vom LSG eingeräumte Bedeutung dafür

haben‚ ob die Versorgung mit Zahnersatz gesamtvertrags—

“edürftig isto

Indessen steht außer Zweifel, daß die Vergütung der Zahn—
‘ärzte für Prothetik—Leistungen einen unabdingbaren Teil
der gesamtvertraglichen Regelung darstellt° Dabei kann

den gesetzlichen Gebot Rechnung getragen w rden, daß die

t
wirtschaftlichen Lage der Krankenkassen angemessen ver—

—
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gütet werden (S 568 g Abs° 4, letzter Satzteil
RVO)„ Dem steht nicht entgegen, daß nach geltenden

'Recht der Versicherte den Vertrag über prothetische

Leistungen mit dem Zahnarzt schließt, demgenäß auch

Schuldner der Vergütung ist und gegenüber dem

Versicherungsträger nur einen Anspruch auf Kosten—

‘erstattung im satzungsmäßigen Rahmen hat° Wie es

schon das AlsboAbk° vorsah, kann auch im Gesamt—

'vertrag durch die Vertragsparteien der Vergütungs—

rahmen dergestalt abgesteckt werden, daß einerseits

den zahnärztlichen Belangen Rechnung getragen‚

andererseits aber auch die wirtschaftliche Lage der

Krankenkassen angemessen berücksichtigt wird, die

ihrerseits durch die verbindliche Regelung der

9Vergütungssätze überhaupt erst in die Lage ver—
setzt werden, ihre Zusehußverpflichtungen gegenüber
den Versicherten nach Maßgabe ihrer finanziellen

Möglichkeiten befriedigend zu regeln°

"Demgemäß ist die Versorgung mit ZähHGTSÜUL euren
Gesamtverträge LS° des 5 568 g Abs„ 2 und 5 BVG

zu regeln„ '

Mangels einer solchen Vereinbarung der Vertrags—

parteien hat das beklagte LSchA auf dem in $ 568 h
Abs„ 4 EVO vorgesehenen Weg — Versuch der gut—

'lichcn Einigung der Vertragsparteien, Vermittlungs—
vorschlag, notfalls Festsetzung des Vertrags—

,
inhalts — einen Gesamtvertrag über die Versorgung“
mit Zahnersat2-zwischen der Klägerin und der bei—

‘geladenen KZÄV herbeizuführen‚ Die in S 4 Abso 1
Satz 2 des Alsbo_kbk° vorgesehene Anrufung des

Vertragsausschusses ist mit der organisatorischen

Umgestaltung des Rechts der kassehzahnärztlichen

Versorgung durch das GKAR vom 47„ Dezember 1955

;IGBl I 515) und der damit verbundenen Änderung der
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Vertragsparteien gegenstandslos geworden; allein die der

organisationsrechtliehén Neugestaltung Rechnung tragenden

Vertragsausschüsse i°S„ des @568 g Abs° 5 EVO können
die in dieser Vorschrift genannten Aufgaben erfüllen°

Bieser Auffassung steht der kurze Hinweis in der Ent—

scheidung des Senats vom 20. Juli 1966 (BSG 25,}116, 120),

daß 4 Abs.‚ 4 Satz 2 des A1sb;rbk„ die Anrui‘ung des
“Vertregsausschusses” vorsieht, nicht entgegen; in dem

fraglichen Zusammenhang ging es allein darum, daß

das Fehlen eines Bezirks—Gebührenterifs — gleiehgültig‚
wie dabei eine solche Vereinbarung Vorbereitet wird _
nicht die Gültigkeit des Prothetik—Vertrages berührt°

Deugemäß ist das beklagte LSchA verpflichtet, nach
Maßgabe des 5 368 b Abs„ 4 BVD die von der Klägerin

beantragte Ergänzung des Gesamtvertrags 4962 durchzu—

führeno Die entgegenstehenden angefochtenen Entschei—

dungen waren aufzuheben°

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 195 SGG‚
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